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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 25. RER 
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Geſetz, betreffend den Beitrag des Staates zu den durch den Anſchluß der Stadt Altona an das 
Deutſche Zollgebiet veranlaßten Koſten, S. 184. 5 


(Nr. 9143.) Geſetz, betreffend die Heranziehung von Militärperſonen zu Abgaben für Ge 
meindezwecke. Vom 29. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: ü 
F. 1. | 


Die im Offiziersrange ſtehenden Militärperſonen des Friedensſtandes, welche 
der Heranziehung zur Klaſſen- oder klaſſifizirten Einkommenſteuer unterliegen, 
haben neben den nach den beſtehenden Beſtimmungen (F. 1 Ziffer 1 der Ver— 
ordnung vom 23. September 1867, Geſetz-Samml. S. 1648) bereits zu ent- 
richtenden Kommunalabgaben vom Grundbeſitz und Gewerbebetrieb von dem aus 
ſonſtigen Quellen fließenden außerdienſtlichen Einkommen nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen eine Abgabe zu Gemeindezwecken zu entrichten. 

N §. 2. 

Gegenſtand dieſer Beſteuerung iſt das außerdienſtliche ſelbſtändige Einkommen 
der Abgabepflichtigen, unter Hinzurechnung des etwaigen beſonderen Einkommens 
der zu ihrem Haushalte gehörigen Familienglieder. Außer Anſatz bleibt jedoch: 

a) dasjenige Einkommen, welches bereits nach den beſtehenden Beſtim— 
mungen der Kommunalabgabenpflicht unterliegt, 

b) in Anſehung der vor dem 1. April 1887 in den Eheſtand getretenen 
Militärperſonen derjenigen Chargen, welche bei Nachſuchung des 
Heirathskonſenſes zur Führung des Nachweiſes eines beſtimmten außer⸗ 
dienſtlichen Einkommens verpflichtet ſind, der vorſchriftsmäßige Satz 
des letzteren. | 

$. 3 


Der der Veranlagung der abgabepflichtigen Miltärperfon zur Klaſſen⸗ oder 
Haffifizirten Einkommenſteuer für das betreffende Steuerjahr zu Grunde gelegte 
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Einkommensbetrag, vermindert um den Betrag des nach den $$. 1 und 2 außer 
Betracht zu laſſenden Einkommens, ſtellt den nach Maßgabe dieſes Geſetzes zur 
Verſteuerung gelangenden Einkommensbetrag dar. 

Von dieſem Einkommensbetrage haben die im F. 1 bezeichneten Militär⸗ 
perſonen für Gemeindezwecke an die Gemeinde des Garniſonorts — ſofern die 
Garniſon mehrere Gemeindebezirke umfaßt, oder der Abgabepflichtige nicht in dem 
Garniſonorte ſelbſt wohnt, an die Gemeinde des Wohnorts — eine Abgabe zu 
entrichten, welche der nach den Beſtimmungen der $$. 7 und 20 des Geſetzes vom 


En Bun (Geſetz-Samml. S. 213) von einem gleichen Jahreseinkommen zu 
entrichtenden Staatsſteuer gleichkommt, mindeſtens aber den Satz der erſten Stufe 
der Klaſſenſteuer beträgt. 

Die Abgabe iſt in den für die Entrichtung der Staatsſteuern vorgeſchriebenen 
Raten im Voraus abzuführen. Dem Abgabepflichtigen ſteht frei, die Abgabe 
auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage zu bezahlen. 
Durch die Vorausbezahlung wird die Verpflichtung der Gemeinde zur Erſtattung 
eines ihr nicht gebührenden Abgabebetrages nicht berührt. 


$. 4. e 

Die Feſtſtellung des der Abgabe unterliegenden Einkommensbetrages und 

die Ermittelung der Steuerſtufe erfolgt durch den Vorſitzenden der Einkommenſteuer⸗ 
Einſchätzungskommiſſion. . 5 


§. 5. 97 
Jedem Abgabepflichtigen iſt die erfolgte Feſtſtellung der Steuerſtufe mit 
dem Betrage der von ihm für das Steuerjahr zu entrichtenden Abgabe durch 
eine verſchloſſene Zuſchrift bekannt zu machen. Die Benachrichtigung der be⸗ 
rechtigten Gemeinde erfolgt durch Mittheilung einer Liſte, welche die Perſonen 
der Abgabepflichtigen und den von ihnen zu entrichtenden Abgabebetrag nachweiſt. 
Gegen die Feſtſtellung ſteht dem Abgabepflichtigen, ſowie der Gemeinde 
binnen zwei Monaten vom Empfange der Zuſchrift die Beſchwerde bei der 
Bezirksregierung frei, bei deren Entſcheidung es bewendet. 
Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 
$. 6. 97 
Die Abgabepflicht beginnt mit dem Erſten desjenigen Monats, welcher 
auf den Monat folgt, in welchem die 151 beziehungsweiſe die Verlegung 
des Wohnſitzes ſtattfindet, für die zur Klaſſen- beziehungsweiſe klaſſifizirten Ein⸗ 
kommenſteuer einſtweilen noch nicht herangezogenen Perſonen mit dem Zeitpunkt 
der Heranziehung; ſie endet mit dem Ablauf des Monats, in welchem der 
Abgabepflichtige feinen Wohnſitz in dem Bezirk der berechtigten Gemeinde aufgiebt, 
verſetzt wird, ſtirbt oder aus dem aktiven Dienſt ausſcheidet. i 
82 
Die Abgabepflicht ruht während der Zugehörigkeit zur Beſatzung eines 
zum auswärtigen Dienſt beſtimmten Schiffes oder Fahrzeuges der Kaiferlchen 
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Marine, und zwar vom Erſten desjenigen Monats ab, welcher auf den Monat 
folgt, in welchem die heimiſchen Gewäſſer verlaſſen werden, bis zum Ablauf 
des Monats, in welchem die Rückkehr in dieſelben erfolgt. 

Die Abgabepflicht ruht ferner während der Zugehörigkeit zu einem in der 
Kriegsformation befindlichen Theile des Heeres oder der Marine vom Erſten 
desjenigen Monats ab, welcher auf den Monat folgt, in welchem die Zugehörigkeit 
begonnen hat, bis zum Ablauf des Monats, in welchem dieſelbe endet. 


$. 8. 

Ab⸗ und Zugänge am Einkommen während des Jahres, für welches die 
Veranlagung erfolgt ift, ändern an der einmal veranlagten Abgabe nichts. Nur 
wenn nachgewieſen werden kann, daß durch den Verluſt einzelner Einnahmequellen 
das veranſchlagte abgabepflichtige Einkommen um mehr als den vierten Theil 
vermindert worden, darf eine verhältnißmäßige Ermäßigung der veranlagten 
Abgaben gefordert werden. 

Ueber den Antrag entſcheidet der Vorſitzende der Einkommenſteuer-Ein⸗ 
n vorbehaltlich der Beſchwerde an die Bezirksregierung ($. 5 

bſ. 2). | 


8. 9. b 5 
„Die mit Penſion zur Dispoſition geftellten Offiziere werden, fo lange 
dieſelben nicht zum aktiven Dienſt wieder herangezogen werden, hinſichtlich der 
Verpflichtung zur Entrichtung der Gemeindeabgaben den verabſchiedeten Offizieren 
gleichgeftellt, die vor dem 1. April 1886 mit Penſion zur Dispoſition geftellten 
Offiziere jedoch nur dann, wenn ihre Militärpenſion auf Grund des Reichsgeſetzes 
vom 21. April 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 78) entſprechend erhöht worden iſt. 
$. 10. 
Dieſes Geſetz gelangt zuerſt für das mit dem 1. April 1887 beginnende 
Steuerjahr zur Anwendung. ö 
Mit der Ausführung werden die Miniſter des Innern, der Finanzen und 
des Krieges beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 1 
Gegeben Bad Ems, den 29. Juni 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff.- 


(Nr. 9143-9144.) 
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(Nr. 9144.) Geſetz, betreffend den Beitrag des Staates zu den durch den Anſchluß der Stadt 
Altona an das Deutfche Zollgebiet veranlaßten Koſten. Vom 30. Juni 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


§. 1. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, der Stadt Altona zu den Koſten 
der durch den Zollanſchluß derſelben veranlaßten Umgeſtaltung ihrer Hafenanlagen 
und der Anlegung einer neuen Straße zwiſchen den letzteren und der Breiteſtraße 
einſchließlich der Koſten des Grunderwerbes aus der Staatskaſſe eine Beihülfe in 
Höhe von fünf Sechstheilen der zur Aufwendung gelangenden Beträge, jedoch 
im Ganzen nicht mehr als 6500 000 Mark zu gewähren. 


$. 2. 

Die Mittel zur Deckung dieſer Beihülfe ($. 1) find durch Verausgabung 
eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen flüſſig zu machen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuße, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 30. Juni 1886. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. 
v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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